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Im Folgenden wird das aktuelle Wohnungseigentumsgesetz nach den Ände-

rungen durch das Gesetz vom 10. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 306) zur 

Zulassung virtueller Wohnungseigentümerversammlungen und zur Erleichte-

rung des Einsatzes von Steckersolargeräten dargestellt. Die Darstellung wird 

ergänzt von Aussagen aus der Rechtsprechung des BGH, die Prof. Dr. Florian 

Jacoby ausgewählt und für die Veröffentlichung teilweise leicht editiert hat. 

Die Quellenangaben der BGH-Entscheidungen wurden über das Tool lawlink 

verlinkt. Das erleichtert, im Internet die jeweilige Entscheidung im Volltext ab-

zurufen.
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Teil 1 Wohnungseigentum 

Abschnitt 1 
Begriffsbestimmungen 

§ 1 Begriffsbestimmungen 
(1) Nach Maßgabe dieses Gesetzes kann an Wohnungen das Wohnungseigentum, an 
nicht zu Wohnzwecken dienenden Räumen eines Gebäudes das Teileigentum begrün-
det werden.

(2) Wohnungseigentum ist das Sondereigentum an einer Wohnung in Verbindung mit 
dem Miteigentumsanteil an dem gemeinschaftlichen Eigentum, zu dem es gehört.

(3) Teileigentum ist das Sondereigentum an nicht zu Wohnzwecken dienenden Räu-
men eines Gebäudes in Verbindung mit dem Miteigentumsanteil an dem gemein-
schaftlichen Eigentum, zu dem es gehört.

(4) Wohnungseigentum und Teileigentum können nicht in der Weise begründet wer-
den, daß das Sondereigentum mit Miteigentum an mehreren Grundstücken verbun-
den wird.

(5) Gemeinschaftliches Eigentum im Sinne dieses Gesetzes sind das Grundstück und 
das Gebäude, soweit sie nicht im Sondereigentum oder im Eigentum eines Dritten 
stehen.

(6) Für das Teileigentum gelten die Vorschriften über das Wohnungseigentum ent-
sprechend.

Abschnitt 2  
Begründung des Wohnungseigentums

§ 2 Arten der Begründung
Wohnungseigentum wird durch die vertragliche Einräumung von Sondereigentum (§ 
3) oder durch Teilung (§ 8) begründet.

§ 3 Vertragliche Einräumung von Wohnungseigentum
(1) Das Miteigentum (§ 1008 des Bürgerlichen Gesetzbuches) an einem Grundstück 
kann durch Vertrag der Miteigentümer in der Weise beschränkt werden, dass jedem 
der Miteigentümer abweichend von § 93 des Bürgerlichen Gesetzbuches das Eigen-
tum an einer bestimmten Wohnung oder an nicht zu Wohnzwecken dienenden be-
stimmten Räumen in einem auf dem Grundstück errichteten oder zu errichtenden 
Gebäude (Sondereigentum) eingeräumt wird. Stellplätze gelten als Räume im Sinne 
des Satzes 1.

(2) Das Sondereigentum kann auf einen außerhalb des Gebäudes liegenden Teil des 
Grundstücks erstreckt werden, es sei denn, die Wohnung oder die nicht zu Wohnzwe-
cken dienenden Räume bleiben dadurch wirtschaftlich nicht die Hauptsache.

(3) Sondereigentum soll nur eingeräumt werden, wenn die Wohnungen oder sonsti-
gen Räume in sich abgeschlossen sind und Stellplätze sowie außerhalb des Gebäudes 
liegende Teile des Grundstücks durch Maßangaben im Aufteilungsplan bestimmt sind.

BGH v. 7.3.2024 – V ZB 46/23: Nach der Neuregelung für Stellplätze in § 3 
Abs. 1 Satz 2 WEG kann auch an den einzelnen Stellplätzen in Doppelstockga-
ragen Sondereigentum begründet werden. Stellplätze auf Parkpaletten sind 
jedenfalls dann sondereigentumsfähig, wenn ein bestimmter Palettenstellplatz 
zum alleinigen Gebrauch fest zugewiesen wird.

§ 4 Formvorschriften
(1) Zur Einräumung und zur Aufhebung des Sondereigentums ist die Einigung der Be-
teiligten über den Eintritt der Rechtsänderung und die Eintragung in das Grundbuch 
erforderlich.
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(2) Die Einigung bedarf der für die Auflassung vorgeschriebenen Form. Sondereigen-
tum kann nicht unter einer Bedingung oder Zeitbestimmung eingeräumt oder auf-
gehoben werden.

(3) Für einen Vertrag, durch den sich ein Teil verpflichtet, Sondereigentum einzuräu-
men, zu erwerben oder aufzuheben, gilt § 311b Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
entsprechend.

§ 5 Gegenstand und Inhalt des Sondereigentums
(1) Gegenstand des Sondereigentums sind die gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 bestimm-
ten Räume sowie die zu diesen Räumen gehörenden Bestandteile des Gebäudes, die 
verändert, beseitigt oder eingefügt werden können, ohne dass dadurch das gemein-
schaftliche Eigentum oder ein auf Sondereigentum beruhendes Recht eines ande-
ren Wohnungseigentümers über das bei einem geordneten Zusammenleben unver-
meidliche hinaus beeinträchtigt oder die äußere Gestaltung des Gebäudes verändert 
wird. Soweit sich das Sondereigentum auf außerhalb des Gebäudes liegende Teile des 
Grundstücks erstreckt, gilt  § 94 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend.

(2) Teile des Gebäudes, die für dessen Bestand oder Sicherheit erforderlich sind, 
sowie Anlagen und Einrichtungen, die dem gemeinschaftlichen Gebrauch der Woh-
nungseigentümer dienen, sind nicht Gegenstand des Sondereigentums, selbst wenn 
sie sich im Bereich der im Sondereigentum stehenden Räume oder Teile des Grund-
stücks befinden.

(3) Die Wohnungseigentümer können vereinbaren, dass Bestandteile des Gebäudes, 
die Gegenstand des Sondereigentums sein können, zum gemeinschaftlichen Eigen-
tum gehören.

(4) Vereinbarungen über das Verhältnis der Wohnungseigentümer untereinander 
und Beschlüsse aufgrund einer solchen Vereinbarung können nach den Vorschriften 
des Abschnitts 4 zum Inhalt des Sondereigentums gemacht werden. Ist das Woh-
nungseigentum mit der Hypothek, Grund- oder Rentenschuld oder der Reallast eines 
Dritten belastet, so ist dessen nach anderen Rechtsvorschriften notwendige Zustim-
mung nur erforderlich, wenn ein Sondernutzungsrecht begründet oder ein mit dem 
Wohnungseigentum verbundenes Sondernutzungsrecht aufgehoben, geändert oder 
übertragen wird. 

BGH v. 16.9.2022 - V ZR 69/21 Rn. 24: Nach der Rechtsprechung des Senats 
gehören die Leitungen zu dem im Gemeinschaftseigentum stehenden Versor-
gungsnetz nicht nur bis zu ihrem Eintritt in den räumlichen Bereich des Sonder-
eigentums, sondern jedenfalls bis zu der ersten für die Handhabung durch den 
Sondereigentümer vorgesehenen Absperrmöglichkeit (BGH v. 9.12.2016 - V 
ZR 124/16 Rn. 11; BGH v. 26.10.2012 - V ZR 57/12 Rn. 20 f.). Offen lässt 
der Senat, ob die Versorgungsleitungen nach der ersten Absperrmöglichkeit 
sondereigentumsfähig sind.

§ 6 Unselbständigkeit des Sondereigentums
(1) Das Sondereigentum kann ohne den Miteigentumsanteil, zu dem es gehört, nicht 
veräußert oder belastet werden.

(2) Rechte an dem Miteigentumsanteil erstrecken sich auf das zu ihm gehörende Son-
dereigentum.

§ 7 Grundbuchvorschriften
(1) Im Falle des § 3 Abs. 1 wird für jeden Miteigentumsanteil von Amts wegen ein be-
sonderes Grundbuchblatt (Wohnungsgrundbuch, Teileigentumsgrundbuch) angelegt. 
Auf diesem ist das zu dem Miteigentumsanteil gehörende Sondereigentum und als 
Beschränkung des Miteigentums die Einräumung der zu den anderen Miteigentums-
anteilen gehörenden Sondereigentumsrechte einzutragen. Das Grundbuchblatt des 
Grundstücks wird von Amts wegen geschlossen.

(2) Zur Eintragung eines Beschlusses im Sinne des § 5 Absatz 4 Satz 1 bedarf es 
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der Bewilligungen der Wohnungseigentümer nicht, wenn der Beschluss durch eine 
Niederschrift, bei der die Unterschriften der in § 24 Absatz 6 bezeichneten Perso-
nen öffentlich beglaubigt sind, oder durch ein Urteil in einem Verfahren nach § 44 
Absatz 1 Satz 2 nachgewiesen ist. Antragsberechtigt ist auch die Gemeinschaft der 
Wohnungseigentümer. 

(3) Zur näheren Bezeichnung des Gegenstandes und des Inhalts des Sondereigen-
tums kann auf die Eintragungsbewilligung oder einen Nachweis gemäß Absatz 2 Satz 
1 Bezug genommen werden. Veräußerungsbeschränkungen (§ 12) und die Haftung 
von Sondernachfolgern für Geldschulden sind jedoch ausdrücklich einzutragen.

(4) Der Eintragungsbewilligung sind als Anlagen beizufügen:
1.   eine von der Baubehörde mit Unterschrift und Siegel oder Stempel versehene 

Bauzeichnung, aus der die Aufteilung des Gebäudes und des Grundstücks sowie 
die Lage und Größe der im Sondereigentum und der im gemeinschaftlichen Eigen-
tum stehenden Teile des Gebäudes und des Grundstücks ersichtlich ist (Auftei-
lungsplan); alle zu demselben Wohnungseigentum gehörenden Einzelräume und 
Teile des Grundstücks sind mit der jeweils gleichen Nummer zu kennzeichnen;

2.   eine Bescheinigung der Baubehörde, dass die Voraussetzungen des § 3 Absatz 3 
vorliegen.

Wenn in der Eintragungsbewilligung für die einzelnen Sondereigentumsrechte Num-
mern angegeben werden, sollen sie mit denen des Aufteilungsplanes übereinstim-
men. 

(5) Für Teileigentumsgrundbücher gelten die Vorschriften über Wohnungsgrundbü-
cher entsprechend.

§ 8 Teilung durch die Eigentümer
(1) Der Eigentümer eines Grundstücks kann durch Erklärung gegenüber dem Grund-
buchamt das Eigentum an dem Grundstück in Miteigentumsanteile in der Weise tei-
len, dass mit jedem Anteil das Sondereigentum verbunden ist.

(2) Im Falle des Absatzes 1 gelten die Vorschriften des § 3 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 
und 3, § 4 Absatz 2 Satz 2 sowie §§ 5 bis 7 entsprechend.

(3) Wer einen Anspruch auf Übertragung von Wohnungseigentum gegen den teilen-
den Eigentümer hat, der durch Vormerkung im Grundbuch gesichert ist, gilt gegen-
über der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer und den anderen Wohnungseigen-
tümern anstelle des teilenden Eigentümers als Wohnungseigentümer, sobald ihm der 
Besitz an den zum Sondereigentum gehörenden Räumen übergeben wurde.

§ 9 Schließung der Wohnungsgrundbücher
(1) Die Wohnungsgrundbücher werden geschlossen:
1.    von Amts wegen, wenn die Sondereigentumsrechte gemäß § 4 aufgehoben wer-

den;
2.  auf Antrag des Eigentümers, wenn sich sämtliche Wohnungseigentumsrechte in 

einer Person vereinigen.

(2) Ist ein Wohnungseigentum selbständig mit dem Recht eines Dritten belastet, so 
werden die allgemeinen Vorschriften, nach denen zur Aufhebung des Sondereigen-
tums die Zustimmung des Dritten erforderlich ist, durch Absatz 1 nicht berührt.

(3) Werden die Wohnungsgrundbücher geschlossen, so wird für das Grundstück ein 
Grundbuchblatt nach den allgemeinen Vorschriften angelegt; die Sondereigentums-
rechte erlöschen, soweit sie nicht bereits aufgehoben sind, mit der Anlegung des 
Grundbuchblatts.

Abschnitt 3
Rechtsfähige Gemeinschaft der Wohnungseigentümer

§ 9a Gemeinschaft der Wohnungseigentümer
(1) Die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer kann Rechte erwerben und Verbind-
lichkeiten eingehen, vor Gericht klagen und verklagt werden. Die Gemeinschaft der 
Wohnungseigentümer entsteht mit Anlegung der Wohnungsgrundbücher; dies gilt 
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auch im Fall des § 8. Sie führt die Bezeichnung „Gemeinschaft der Wohnungseigentü-
mer“ oder „Wohnungseigentümergemeinschaft” gefolgt von der bestimmten Angabe 
des gemeinschaftlichen Grundstücks.

(2) Die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer übt die sich aus dem gemeinschaft-
lichen Eigentum ergebenden Rechte sowie solche Rechte der Wohnungseigentümer 
aus, die eine einheitliche Rechtsverfolgung erfordern, und nimmt die entsprechenden 
Pflichten der Wohnungseigentümer wahr.

(3) Für das Vermögen der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer (Gemeinschafts-
vermögen) gelten § 18, § 19 Absatz 1 und § 27 entsprechend.
(4) Jeder Wohnungseigentümer haftet einem Gläubiger nach dem Verhältnis seines 
Miteigentumsanteils (§ 16 Absatz 1 Satz 2) für Verbindlichkeiten der Gemeinschaft 
der Wohnungseigentümer, die während seiner Zugehörigkeit entstanden oder wäh-
rend dieses Zeitraums fällig geworden sind; für die Haftung nach Veräußerung des 
Wohnungseigentums ist § 728b des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend anzu-
wenden. Er kann gegenüber einem Gläubiger neben den in seiner Person begrün-
deten auch die der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer zustehenden Einwen-
dungen und Einreden geltend machen, nicht aber seine Einwendungen und Einreden 
gegenüber der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer. Für die Einrede der Anfecht-
barkeit und Aufrechenbarkeit ist § 770 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend 
anzuwenden.

(5) Ein Insolvenzverfahren über das Gemeinschaftsvermögen findet nicht statt.

BGH v. 11.6.2021 – V ZR 41/19: Nach der zum 1.12.2020 in Kraft getretenen 
Neufassung des WEG kann ein Wohnungseigentümer Unterlassungs- oder Be-
seitigungsansprüche gemäß § 1004 BGB und § 14 Abs. 2 Nr. 1 WEG, die auf die 
Abwehr von Störungen im räumlichen Bereich seines Sondereigentums gerich-
tet sind, weiterhin auch dann selbst geltend machen, wenn zugleich das Ge-
meinschaftseigentum von den Störungen betroffen ist; die alleinige Ausübungs-
befugnis der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer gemäß § 9a Abs. 2 WEG 
bezieht sich auf die Abwehr von Störungen des Gemeinschaftseigentums.

BGH v. 28.1.2022 – V ZR 106/21: Beeinträchtigen oder erschweren andere 
Wohnungseigentümer oder Dritte den Zugang zum Sondereigentum durch 
Hindernisse im Bereich des gemeinschaftlichen Eigentums, können Unterlas-
sungs- oder Beseitigungsansprüche gemäß § 9a Abs. 2 WEG allein durch die 
Gemeinschaft der Wohnungseigentümer geltend gemacht werden; das gilt auch 
dann, wenn die Hindernisse brandschutzrechtlich unzulässig sind (hier: Halten 
in einer Feuerwehrzufahrt).

BGH v. 11.11.2022 – V ZR 213/21: Die auf Beseitigung von Mängeln am Ge-
meinschaftseigentum gerichteten Rechte der Erwerber von Wohnungseigen-
tum unterfallen nicht der Ausübungsbefugnis gemäß § 9a Abs. 2 WEG. Die 
Gemeinschaft der Wohnungseigentümer kann solche Rechte auch nach der Än-
derung des Wohnungseigentumsgesetzes weiterhin durch Mehrheitsbeschluss 
zur alleinigen Durchsetzung an sich ziehen; die Kompetenz für einen solchen 
Beschluss folgt aus § 18 Abs. 1, § 19 Abs. 2 Nr. 2 WEG.

BGH v. 25.3.2022 – V ZR 92/21: Ein Wohnungseigentümer, der Verbindlich-
keiten der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer getilgt hat, kann von den 
anderen Eigentümern auch dann keine unmittelbare (anteilige) Erstattung 
seiner Aufwendungen verlangen, wenn er später aus der Gemeinschaft aus-
geschieden ist; das gilt auch bei einer zerstrittenen Zweiergemeinschaft (Fort-
führung Senat v. 25.9.2020 - V ZR 288/19).

§ 9b Vertretung
(1) Die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer wird durch den Verwalter gerichtlich 
und außergerichtlich vertreten, beim Abschluss eines Grundstückskauf- oder Darle-
hensvertrags aber nur aufgrund eines Beschlusses der Wohnungseigentümer. Hat die 
Gemeinschaft der Wohnungseigentümer keinen Verwalter, wird sie durch die Woh-
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nungseigentümer gemeinschaftlich vertreten. Eine Beschränkung des Umfangs der 
Vertretungsmacht ist Dritten gegenüber unwirksam. 

(2) Dem Verwalter gegenüber vertritt der Vorsitzende des Verwaltungsbeirats oder 
ein durch Beschluss dazu ermächtigter Wohnungseigentümer die Gemeinschaft der 
Wohnungseigentümer.

Die verwalterlose Gemeinschaft wird gegenüber einem Eigentümer durch die 
übrigen Eigentümer vertreten (BGH v. 8.7.2022 – V ZR 202/21; v. 16.9.2022 
– V ZR 180/21).

BGH v. 8.7.2022 – V ZR 202/21: Hat die Gemeinschaft der Wohnungseigentü-
mer keinen Verwalter, führt der Ausschluss des oder der klagenden Wohnungs-
eigentümer in einem Beschlussklageverfahren von der nach § 9b Abs. 1 Satz 2 
WEG angeordneten Gesamtvertretung dazu, dass die Gemeinschaft in diesem 
Prozess durch die übrigen Wohnungseigentümer gemeinschaftlich vertreten 
wird. Verbleibt nur ein Wohnungseigentümer, der keinem Vertretungsverbot 
unterliegt, vertritt er den Verband im Prozess allein.

Abschnitt 4 
Rechtsverhältnis der Wohnungseigentümer untereinander und zur Gemein-
schaft der Wohnungseigentümer

§ 10 Allgemeine Grundsätze
(1) Das Verhältnis der Wohnungseigentümer untereinander und zur Gemeinschaft der 
Wohnungseigentümer bestimmt sich nach den Vorschriften dieses Gesetzes und, so-
weit dieses Gesetz keine besonderen Bestimmungen enthält, nach den Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuches über die Gemeinschaft. Die Wohnungseigentümer 
können von den Vorschriften dieses Gesetzes abweichende Vereinbarungen treffen, 
soweit nicht etwas anderes ausdrücklich bestimmt ist. 

(2) Jeder Wohnungseigentümer kann eine vom Gesetz abweichende Vereinbarung 
oder die Anpassung einer Vereinbarung verlangen, soweit ein Festhalten an der gel-
tenden Regelung aus schwerwiegenden Gründen unter Berücksichtigung aller Um-
stände des Einzelfalles, insbesondere der Rechte und Interessen der anderen Woh-
nungseigentümer, unbillig erscheint.

(3) Vereinbarungen, durch die die Wohnungseigentümer ihr Verhältnis untereinander 
in Ergänzung oder Abweichung von Vorschriften dieses Gesetzes regeln, die Abände-
rung oder Aufhebung solcher Vereinbarungen sowie Beschlüsse, die aufgrund einer 
Vereinbarung gefasst werden, wirken gegen den Sondernachfolger eines Wohnungs-
eigentümers nur, wenn sie als Inhalt des Sondereigentums im Grundbuch eingetragen 
sind. Im Übrigen bedürfen Beschlüsse zu ihrer Wirksamkeit gegen den Sondernach-
folger eines Wohnungseigentümers nicht der Eintragung in das Grundbuch.

§ 11 Aufhebung der Gemeinschaft
(1) Kein Wohnungseigentümer kann die Aufhebung der Gemeinschaft verlangen. Dies 
gilt auch für eine Aufhebung aus wichtigem Grund. Eine abweichende Vereinbarung 
ist nur für den Fall zulässig, dass das Gebäude ganz oder teilweise zerstört wird und 
eine Verpflichtung zum Wiederaufbau nicht besteht.

(2) Das Recht eines Pfändungsgläubigers (§ 751 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) sowie 
das im Insolvenzverfahren bestehende Recht (§ 84 Abs. 2 der Insolvenzordnung), die 
Aufhebung der Gemeinschaft zu verlangen, ist ausgeschlossen.

(3) Im Fall der Aufhebung der Gemeinschaft bestimmt sich der Anteil der Miteigen-
tümer nach dem Verhältnis des Wertes ihrer Wohnungseigentumsrechte zur Zeit der 
Aufhebung der Gemeinschaft. Hat sich der Wert eines Miteigentumsanteils durch 
Maßnahmen verändert, deren Kosten der Wohnungseigentümer nicht getragen hat, 
so bleibt eine solche Veränderung bei der Berechnung des Wertes dieses Anteils au-
ßer Betracht.
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§ 12 Veräußerungsbeschränkung
(1) Als Inhalt des Sondereigentums kann vereinbart werden, dass ein Wohnungseigen-
tümer zur Veräußerung seines Wohnungseigentums der Zustimmung anderer Woh-
nungseigentümer oder eines Dritten bedarf.

(2) Die Zustimmung darf nur aus einem wichtigen Grunde versagt werden. Durch 
Vereinbarung gemäß Absatz 1 kann dem Wohnungseigentümer darüber hinaus für 
bestimmte Fälle ein Anspruch auf Erteilung der Zustimmung eingeräumt werden.

(3) Ist eine Vereinbarung gemäß Absatz 1 getroffen, so ist eine Veräußerung des 
Wohnungseigentums und ein Vertrag, durch den sich der Wohnungseigentümer zu 
einer solchen Veräußerung verpflichtet, unwirksam, solange nicht die erforderliche 
Zustimmung erteilt ist. Einer rechtsgeschäftlichen Veräußerung steht eine Veräuße-
rung im Wege der Zwangsvollstreckung oder durch den Insolvenzverwalter gleich.

(4) Die Wohnungseigentümer können beschließen, dass eine Veräußerungsbeschrän-
kung gemäß Absatz 1 aufgehoben wird. Ist ein Beschluss gemäß Satz 1 gefasst, kann 
die Veräußerungsbeschränkung im Grundbuch gelöscht werden. § 7 Abs. 2 gilt ent-
sprechend. 

§ 13 Rechte des Wohnungseigentümers  
aus dem Sondereigentum
(1) Jeder Wohnungseigentümer kann, soweit nicht das Gesetz entgegensteht, mit 
seinem Sondereigentum nach Belieben verfahren, insbesondere dieses bewohnen, 
vermieten, verpachten oder in sonstiger Weise nutzen, und andere von Einwirkungen 
ausschließen.

(2) Für Maßnahmen, die über die ordnungsmäßige Instandhaltung und Instandset-
zung (Erhaltung) des Sondereigentums hinausgehen, gilt § 20 mit der Maßgabe ent-
sprechend, dass es keiner Gestattung bedarf, soweit keinem der anderen Wohnungs-
eigentümer über das bei einem geordneten Zusammenleben unvermeidliche Maß 
hinaus ein Nachteil erwächst.

§ 14 Pflichten des Wohnungseigentümers
(1) Jeder Wohnungseigentümer ist gegenüber der Gemeinschaft der Wohnungseigen-
tümer verpflichtet,
1.   die gesetzlichen Regelungen, Vereinbarungen und Beschlüsse einzuhalten und
2.   das Betreten seines Sondereigentums und andere Einwirkungen auf dieses und 

das gemeinschaftliche Eigentum zu dulden, die den Vereinbarungen oder Be-
schlüssen entsprechen oder, wenn keine entsprechenden Vereinbarungen oder 
Beschlüsse bestehen, aus denen ihm über das bei einem geordneten Zusammen-
leben unvermeidliche Maß hinaus kein Nachteil erwächst.

(2) Jeder Wohnungseigentümer ist gegenüber den übrigen Wohnungseigentümern 
verpflichtet,
1.    deren Sondereigentum nicht über das in Absatz 1 Nummer 2 bestimmte Maß hin- 

aus zu beeinträchtigten und
2.   Einwirkungen nach Maßgabe des Absatz 1 Nummer 2 zu dulden.

(3) Hat der Wohnungseigentümer eine Einwirkung zu dulden, die über das zumutbare 
Maß hinausgeht, kann er einen angemessenen Ausgleich in Geld verlangen.

BGH v. 28.1.2022 – V ZR 86/21: Der einzelne Wohnungseigentümer kann 
nach Inkrafttreten des WEMoG nicht mehr von einem anderen Wohnungseigen-
tümer oder dessen Mieter die Unterlassung einer zweckwidrigen Nutzung des 
Wohnungseigentums verlangen. Entsprechende Unterlassungsansprüche kön-
nen nunmehr allein von der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer geltend 
gemacht werden.

BGH v. 15.7.2022 – V ZR 127/21: Ordnet die Gemeinschaftsordnung einer An-
lage, in der es sowohl Teil- als auch Wohnungseigentum gibt, innerhalb eines 
Gebäudes eine räumliche Trennung von Wohnen und Gewerbe an, stört die 
Wohnnutzung einer Teileigentumseinheit in dem der gewerblichen Nutzung 
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vorbehaltenen Gebäudeteil bei typisierender Betrachtung regelmäßig mehr als 
die vorgesehene Nutzung.

BGH v. 9.2.2024 – V ZR 6/23: Auch in einer verwalterlosen Zweiergemein-
schaft können jedenfalls auf Beeinträchtigungen des gemeinschaftlichen Eigen-
tums bezogene Unterlassungs- oder Beseitigungsansprüche (hier: Unterlassung 
einer zweckwidrigen Nutzung) nur von der Gemeinschaft der Wohnungseigen-
tümer und nicht im Wege der actio pro socio von einem einzelnen Wohnungs-
eigentümer geltend gemacht werden (Fortführung von Senat v. 28.1.2022 - V 
ZR 86/21).

BGH v. 25.3.2022 – V ZR 92/21: Ein Wohnungseigentümer, der Verbindlich-
keiten der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer getilgt hat, kann von den an-
deren Eigentümern auch dann keine unmittelbare (anteilige) Erstattung seiner 
Aufwendungen verlangen, wenn er später aus der Gemeinschaft ausgeschieden 
ist; das gilt auch bei einer zerstrittenen Zweiergemeinschaft (Fortführung Senat 
v. 25.9.2020 - V ZR 288/19).

§ 15 Pflichten Dritter
Wer Wohnungseigentum gebraucht, ohne Wohnungseigentümer zu sein, hat gegen-
über der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer und anderen Wohnungseigentü-
mern zu dulden:
1.   die Erhaltung des gemeinschaftlichen Eigentums und des Sondereigentums, die 

ihm rechtzeitig angekündigt wurde; § 555a Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs gilt entsprechend;

2.   Maßnahmen, die über die Erhaltung hinausgehen, die spätestens drei Monate vor 
ihrem Beginn in Textform angekündigt wurden; § 555c Absatz 1 Satz 2 Nummer 
1 und 2, Absatz 2 bis 4 und § 555d Absatz 2 bis 5 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
gelten entsprechend.

§ 16 Nutzungen und Kosten
(1) Jedem Wohnungseigentümer gebührt ein seinem Anteil entsprechender Bruchteil 
der Früchte des gemeinschaftlichen Eigentums und des Gemeinschaftsvermögens. 
Der Anteil bestimmt sich nach dem gemäß § 47 der Grundbuchordnung im Grund-
buch eingetragenen Verhältnis der Miteigentumsanteile. Jeder Wohnungseigentü-
mer ist zum Mitgebrauch des gemeinschaftlichen Eigentums nach Maßgabe des § 14 
berechtigt.

(2) Die Kosten der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer, insbesondere der Verwal-
tung und des gemeinschaftlichen Gebrauchs des gemeinschaftlichen Eigentums, hat 
jeder Wohnungseigentümer nach dem Verhältnis seines Anteils (Absatz 1 Satz 2) zu 
tragen. Die Wohnungseigentümer können für einzelne Kosten oder bestimmte Arten 
von Kosten eine von Satz 1 oder von einer Vereinbarung abweichende Verteilung be-
schließen.

(3) Für die Kosten und Nutzungen bei baulichen Veränderungen gilt § 21.

BGH v. 22.3.2024 – V ZR 81/23: Die Vorschrift des § 16 Abs. 2 Satz 2 WEG 
begründet die Kompetenz der Wohnungseigentümer, für einzelne Kosten oder 
bestimmte Arten von Kosten der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer eine 
von dem gesetzlichen Verteilungsschlüssel oder von einer Vereinbarung abwei-
chende Verteilung zu beschließen. Das gilt auch dann, wenn dadurch der Kreis 
der Kostenschuldner verändert wird, indem Wohnungseigentümer von der Kos-
tentragung gänzlich befreit oder umgekehrt erstmals mit Kosten belastet wer-
den.

BGH v. 22.3.2024 – V ZR 81/23: Beschließen die Wohnungseigentümer 
für einzelne Kosten oder bestimmte Arten von Kosten der Gemeinschaft der 
Wohnungseigentümer eine Änderung der bisherigen Verteilung, dürfen sie 
jeden Maßstab wählen, der den Interessen der Gemeinschaft und der einzel-
nen Wohnungseigentümer angemessen ist und insbesondere nicht zu einer 
ungerechtfertigten Benachteiligung Einzelner führt. Werden Kosten von Er-
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haltungsmaßnahmen, die nach dem zuvor geltenden Verteilungsschlüssel von 
allen Wohnungseigentümern zu tragen sind, durch Beschluss einzelnen Woh-
nungseigentümern auferlegt, entspricht dies jedenfalls dann ordnungsmäßiger 
Verwaltung, wenn die beschlossene Kostenverteilung den Gebrauch oder die 
Möglichkeit des Gebrauchs berücksichtigt.

BGH v. 22.3.2024 – V ZR 87/23: Beschließen die Wohnungseigentümer eine 
Änderung der Kostenverteilung für eine einzelne Erhaltungsmaßnahme, muss 
nicht zugleich eine entsprechende Regelung für alle künftigen gleich gelager-
ten Fälle beschlossen werden.

BGH v. 19.7.2024 – V ZR 139/23: Seit dem 1.12.2020 gehören Kosten, die der 
Gemeinschaft der Wohnungseigentümer in einem Beschlussklageverfahren 
auferlegt worden sind, zu den Kosten der Verwaltung gemäß § 16 Abs. 2 Satz 1 
WEG, die, soweit keine abweichende Regelung getroffen worden ist, nach dem 
allgemeinen Kostenverteilungsschlüssel umzulegen sind; demzufolge muss bei 
Fehlen einer abweichenden Regelung auch der obsiegende Beschlusskläger die 
Prozesskosten der unterlegenen Gemeinschaft der Wohnungseigentümer an-
teilig mitfinanzieren.

BGH v. 16.9.2022 – V ZR 69/21: Ein auf § 16 Abs. 2 Satz 2 WEG gestützter An-
spruch eines Wohnungseigentümers auf Anpassung der Kostenverteilung für 
einzelne Kosten oder bestimmte Arten von Kosten ist nur dann gegeben, wenn 
zugleich die in § 10 Abs. 2 WEG genannten Voraussetzungen vorliegen (Fortfüh-
rung von Senat v. 15.1.2010 - V ZR 114/09 Rn. 27).

§ 17 Entziehung des Wohnungseigentums
(1) Hat ein Wohnungseigentümer sich einer so schweren Verletzung der ihm gegen-
über anderen Wohnungseigentümern oder der Gemeinschaft der Wohnungseigentü-
mer obliegenden Verpflichtungen schuldig gemacht, dass diesen die Fortsetzung der 
Gemeinschaft mit ihm nicht mehr zugemutet werden kann, so kann die Gemeinschaft 
der Wohnungseigentümer von ihm die Veräußerung seines Wohnungseigentums ver-
langen.

(2) Die Voraussetzungen des Absatzes 1 liegen insbesondere vor, wenn der Wohnungs-
eigentümer trotz Abmahnung wiederholt gröblich gegen die ihm nach § 14 Absatz 1 
und 2 obliegenden Pflichten verstößt.

(3) Der in Absatz 1 bestimmte Anspruch kann durch Vereinbarung der Wohnungs-
eigentümer nicht eingeschränkt oder ausgeschlossen werden.

(4) Das Urteil, durch das ein Wohnungseigentümer zur Veräußerung seines Woh-
nungseigentums verurteilt wird, berechtigt zur Zwangsvollstreckung entsprechend 
den Vorschriften des Ersten Abschnitts des Gesetzes über die Zwangsversteigerung 
und die Zwangsverwaltung. Das Gleiche gilt für Schuldtitel im Sinne des § 794 der Zi-
vilprozessordnung, durch die sich der Wohnungseigentümer zur Veräußerung seines 
Wohnungseigentums verpflichtet.

§ 18 Verwaltung und Benutzung
(1) Die Verwaltung des gemeinschaftlichen Eigentums obliegt der Gemeinschaft der 
Wohnungseigentümer.

(2) Jeder Wohnungseigentümer kann von der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer
1.  eine Verwaltung des gemeinschaftlichen Eigentums sowie
2.  eine Benutzung des gemeinschaftlichen Eigentums und des Sondereigentums 
verlangen, die dem Interesse der Gesamtheit der Wohnungseigentümer nach billi-
gem Ermessen (ordnungsmäßige Verwaltung und Benutzung) und, soweit solche be-
stehen, den gesetzlichen Regelungen, Vereinbarungen und Beschlüssen entsprechen.

(3) Jeder Wohnungseigentümer ist berechtigt, ohne Zustimmung der anderen Woh-
nungseigentümer die Maßnahmen zu treffen, die zur Abwendung eines dem gemein-
schaftlichen Eigentum unmittelbar drohenden Schadens notwendig sind.
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(4) Jeder Wohnungseigentümer kann von der Gemeinschaft der Wohnungseigentü-
mer Einsicht in die Verwaltungsunterlagen verlangen.

BGH v. 16.12.2022 – V ZR 263/21: Nach dem seit dem 1.12.2020 geltenden 
Wohnungseigentumsrecht trifft die Pflicht zur Durchführung von Beschlüssen 
der Wohnungseigentümer [den Eigentümern gegenüber] nicht mehr den Ver-
walter, sondern die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer (Abgrenzung zu 
Senat v. 8.6.2018 - V ZR 125/17 Rn. 15).

BGH v. 8.7.2022 – V ZR 202/21 Rn. 52: Die Wohnungseigentümer haben 
nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 WEG einen Anspruch auf eine Verwaltung ihrer Gemein-
schaft, die den Grundsätzen ordnungsmäßiger Verwaltung entspricht. Das 
schließt einen Anspruch auf Bestellung eines tauglichen Verwalters ein, was 
auch in einer GdWE gilt, die nur aus zwei Einheiten besteht.

BGH v. 15.10.2021 – V ZR 225/20 Rn. 20: Die Wohnungseigentümer sind ver-
pflichtet, Maßnahmen zur Erfüllung der öffentlich-rechtlichen Anforderungen 
an das gemeinschaftliche Eigentum zu ergreifen, wenn das gemeinschaftliche 
Eigentum die bauordnungsrechtlichen Anforderungen an die in der Gemein-
schaftsordnung vorgesehene Nutzung des Gebäudes nicht erfüllt und einzelne 
Einheiten aus diesem Grund nicht zu dem in der Gemeinschaftsordnung verein-
barten Zweck genutzt werden können.

BGH v. 9.2.2024 – V ZR 6/23 Rn. 21: Es ist nicht zwangsläufig so, dass (nur) 
die gerichtliche Verfolgung eventuell bestehender Unterlassungs- oder Beseiti-
gungsansprüche ermessensgerecht wäre.

BGH v. 21.7.2023 – V ZR 215/21: Es ist den Wohnungseigentümern gestattet, 
durch Beschluss ihren Willen darüber zu bilden, ob sie bestimmte Nutzungen 
oder bauliche Veränderungen für unzulässig halten; dabei dürfen sie einzelne 
Wohnungseigentümer zu einem dem Beschluss entsprechenden Verhalten auf-
fordern. Wird dies dem Wortlaut nach als Ge- oder Verbot beschlossen, ist darin 
nächstliegend ein solcher Aufforderungsbeschluss zu sehen (insoweit Aufgabe 
von Senat v. 15.1.2010 - V ZR 72/09 Rn. 10).

BGH v. 16.9.2022 - V ZR 69/21: Kommt es für die Verwaltung des gemein-
schaftlichen Eigentums auf eine umstrittene und höchstrichterlich ungeklär-
te Rechtsfrage an, ist die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer berechtigt, 
durch Mehrheitsbeschluss zu entscheiden, welche Auffassung für die künftige 
Verwaltungspraxis maßgeblich sein soll. Ein solcher Beschluss kann mit einer 
Beschlussersetzungsklage gerichtlich erzwungen werden.

BGH v. 10.11.2023 – V ZR 51/23 Rn. 40: Die mehrjährige Verzögerung der 
ordnungsmäßigen Erhaltung kann Schadensersatzpflichten der GdWE gegen-
über dem Eigentümer begründen.

§ 19 Regelung der Verwaltung und Benutzung  
durch Beschluss
(1) Soweit die Verwaltung des gemeinschaftlichen Eigentums und die Benutzung des 
gemeinschaftlichen Eigentums und des Sondereigentums nicht durch Vereinbarung 
der Wohnungseigentümer geregelt sind, beschließen die Wohnungseigentümer eine 
ordnungsmäßige Verwaltung und Benutzung.

(2) Zur ordnungsmäßigen Verwaltung und Benutzung gehören insbesondere
1.   die Aufstellung einer Hausordnung,
2.   die ordnungsmäßige Erhaltung des gemeinschaftlichen Eigentums,
3.   die angemessene Versicherung des gemeinschaftlichen Eigentums zum Neuwert 

sowie der Wohnungseigentümer gegen Haus- und Grundbesitzerhaftpflicht,
4.   die Ansammlung einer angemessenen Erhaltungsrücklage 
5.   die Festsetzung von Vorschüssen nach § 28 Absatz 1 Satz 1 sowie 
6.   die Bestellung eines zertifizierten Verwalters nach § 26a, es sei denn, es bestehen 

weniger als neun Sondereigentumsrechte, ein Wohnungseigentümer wurde zum 

https://ll.lawlink.de/v2/redirect?p=
https://ll.lawlink.de/v2/redirect?p=
https://ll.lawlink.de/v2/redirect?p=
https://ll.lawlink.de/v2/redirect?p=
https://ll.lawlink.de/v2/redirect?p=
https://ll.lawlink.de/v2/redirect?p=
https://ll.lawlink.de/v2/redirect?p=
https://ll.lawlink.de/v2/redirect?p=
https://ll.lawlink.de/v2/redirect?p=
https://ll.lawlink.de/v2/redirect?p=


1211

Verwalter bestellt und weniger als ein Drittel der Wohnungseigentümer (§ 25 Ab-
satz 2) verlangt die Bestellung eines zertifizierten Verwalters.

BGH v. 5.7.2024 - V ZR 241/23 Rn. 14: Die Erteilung von Aufträgen zur Erhal-
tung des gemeinschaftlichen Eigentums entspricht nur dann ordnungsmäßiger 
Verwaltung, wenn die Aufbringung der erforderlichen Mittel gesichert ist.

BGH v. 21.6.2024 – V ZR 79/23 Rn. 29: Ein Beschluss, mit dem die Sanierung 
künftiger Feuchtigkeitsschäden dauerhaft auf die jeweiligen Sondereigentümer 
abgewälzt wird, ist mangels Beschlusskompetenz nichtig.

BGH v. 20.9.2024 – V ZR 235/23: Eine im Wohnungseigentumsgesetz oder 
in einer Vereinbarung vorgesehene Beschlusskompetenz der Wohnungseigen-
tümer umfasst sowohl die erste Beschlussfassung als auch erneute Beschluss-
fassungen über die bereits geregelte Angelegenheit; infolgedessen betrifft die 
Frage, ob die Wohnungseigentümer einmal oder mehrfach über dieselbe An-
gelegenheit entscheiden dürfen, nicht die Beschlusskompetenz, sondern die 
ordnungsmäßige Verwaltung.

§ 20 Bauliche Veränderungen
(1) Maßnahmen, die über die ordnungsmäßige Erhaltung des gemeinschaftlichen 
Eigentums hinausgehen (bauliche Veränderungen), können beschlossen oder einem 
Wohnungseigentümer durch Beschluss gestattet werden.

(2) Jeder Wohnungseigentümer kann angemessene bauliche Veränderungen verlan-
gen, die
1.  dem Gebrauch durch Menschen mit Behinderungen,
2. dem Laden elektrisch betriebener Fahrzeuge,
3. dem Einbruchsschutz, 
4. dem Anschluss an ein Telekommunikationsnetz mit sehr hoher Kapazität und 
5. der Stromerzeugung durch Steckersolargeräte
dienen. Über die Durchführung ist im Rahmen ordnungsmäßiger Verwaltung zu   
beschließen.

(3) Unbeschadet des Absatzes 2 kann jeder Wohnungseigentümer verlangen, dass 
ihm eine bauliche Veränderung gestattet wird, wenn alle Wohnungseigentümer, de-
ren Rechte durch die bauliche Veränderung über das bei einem geordneten Zusam-
menleben unvermeidliche Maß hinaus beeinträchtigt werden, einverstanden sind.

(4) Bauliche Veränderungen, die die Wohnanlage grundlegend umgestalten oder ei-
nen Wohnungseigentümer ohne sein Einverständnis gegenüber anderen unbillig be-
nachteiligen, dürfen nicht beschlossen und gestattet werden; sie können auch nicht 
verlangt werden.

BGH v. 19.7.2024 – V ZR 226/23: Die Beschlusskompetenz für die Gestattung 
einer baulichen Veränderung besteht auch dann, wenn die Beschlussfassung 
dazu führt, dass die in einer Vereinbarung vorgesehene Nutzung des Gemein-
schaftseigentums faktisch nicht mehr möglich ist.

BGH v. 17.3.2023 - V ZR 140/22: Jede von einem einzelnen Wohnungseigen-
tümer beabsichtigte bauliche Veränderung des gemeinschaftlichen Eigentums 
bedarf eines legitimierenden Beschlusses, auch wenn kein Wohnungseigentü-
mer in rechtlich relevanter Weise beeinträchtigt wird. So wird sichergestellt, 
dass die Wohnungseigentümer über alle baulichen Veränderungen des Gemein-
schaftseigentums informiert werden.

BGH v. 9.2.2024 - V ZR 33/23: Beschließen die Wohnungseigentümer die 
Durchführung oder Gestattung einer baulichen Veränderung, die ein Wohnungs-
eigentümer unter Berufung auf § 20 Abs. 2 Satz 1 WEG verlangt (hier: § 20 Abs. 
2 Satz 1 Nr. 1 WEG), ist der Beschluss auf die Klage eines anderen Wohnungs-
eigentümers nur für ungültig zu erklären, wenn die beschlossene Maßnahme 
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entgegen § 20 Abs. 4 Halbs. 1 WEG die Wohnanlage grundlegend umgestaltet 
bzw. einen Wohnungseigentümer ohne sein Einverständnis gegenüber anderen 
unbillig benachteiligt oder der Beschluss an einem anderen (allgemeinen) Be-
schlussmangel leidet.

BGH v. 9.2.2024 - V ZR 33/23: Ob die Anspruchsvoraussetzungen des § 20 
Abs. 2 WEG im Einzelnen vorliegen und ob die bauliche Veränderung insbeson-
dere angemessen ist, ist bei einer Anfechtungsklage gegen einen dem Verlan-
gen eines Eigentümers stattgebenden Beschluss ohne Bedeutung. Auf diese 
Voraussetzungen kommt es nur an, wenn der Individualanspruch des Woh-
nungseigentümers abgelehnt worden ist und sich dieser mit einer Anfechtungs-
klage gegen den Negativbeschluss wendet und/oder den Anspruch mit der Be-
schlussersetzungsklage weiterverfolgt.

BGH v. 9.2.2024 – V ZR 244/22: Eine bauliche Veränderung, die einem der 
in § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bis 4 WEG aufgeführten Zwecke dient, ist regelmäßig 
angemessen. Die Angemessenheit ist nur ausnahmsweise aufgrund außerge-
wöhnlicher baulicher Gegebenheiten oder eines außergewöhnlichen Begehrens 
zu verneinen, wenn die bauliche Veränderung bei der Gesamtheit der Woh-
nungseigentümer zu Nachteilen führt, die bei wertender Betrachtung außer 
Verhältnis zu ihrem Zweck stehen. Nachteile, die typischerweise aufgrund einer 
privilegierten baulichen Veränderung eintreten, begründen regelmäßig nicht 
deren Unangemessenheit.

BGH v. 9.2.2024 - V ZR 33/23: Eine grundlegende Umgestaltung der Wohn-
anlage ist bei einer Maßnahme, die der Verwirklichung eines Zweckes i.S.d. 
§ 20 Abs. 2 Satz 1 WEG dient, zumindest typischerweise nicht anzunehmen; der 
von dem Gesetzgeber im gesamtgesellschaftlichen Interesse erstrebten Privi-
legierung bestimmter Kategorien von Maßnahmen ist bei der Prüfung, ob eine 
grundlegende Umgestaltung vorliegt, im Sinne eines Regel-Ausnahme-Verhält-
nisses Rechnung zu tragen.

BGH v. 9.2.2024 – V ZR 244/22: Eine unbillige Benachteiligung eines Woh-
nungseigentümers setzt voraus, dass die beabsichtigte Maßnahme bei wer-
tender Betrachtung und in Abwägung mit den mit der baulichen Veränderung 
verfolgten Vorteilen einem verständigen Wohnungseigentümer in zumutbarer 
Weise nicht abverlangt werden dürfte (Fortführung von Senat v. 15.5.2020 - V 
ZR 64/19 Rn. 14).

§ 21 Nutzungen und Kosten bei baulichen Veränderungen   
(1) Die Kosten einer baulichen Veränderung, die einem Wohnungseigentümer gestat-
tet oder die auf sein Verlangen nach § 20 Absatz 2 durch die Gemeinschaft der Woh-
nungseigentümer durchgeführt wurde, hat dieser Wohnungseigentümer zu tragen. 
Nur ihm gebühren die Nutzungen.   

(2) Vorbehaltlich des Absatzes 1 haben alle Wohnungseigentümer die Kosten einer 
baulichen Veränderung nach dem Verhältnis ihrer Anteile (§ 16 Absatz 1 Satz 2) zu 
tragen,   

1.   die mit mehr als zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen und der Hälfte aller Mit-
eigentumsanteile beschlossen wurde, es sei denn, die bauliche Veränderung ist 
mit unverhältnismäßigen Kosten verbunden, oder 

2.   deren Kosten sich innerhalb eines angemessenen Zeitraums amortisieren.   

Für die Nutzungen gilt § 16 Absatz 1.

(3) Die Kosten anderer als der in den Absätzen 1 und 2 bezeichneten baulichen Verän-
derungen haben die Wohnungseigentümer, die sie beschlossen haben, nach dem Ver-
hältnis ihrer Anteile (§ 16 Absatz 1 Satz 2) zu tragen. Ihnen gebühren die Nutzungen 
entsprechend § 16 Absatz 1.  

(4) Ein Wohnungseigentümer, der nicht berechtigt ist, Nutzungen zu ziehen, kann ver-
langen, dass ihm dies nach billigem Ermessen gegen angemessenen Ausgleich gestattet 
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wird. Für seine Beteiligung an den Nutzungen und Kosten gilt Absatz 3 entsprechend.   
 
(5) Die Wohnungseigentümer können eine abweichende Verteilung der Kosten und 
Nutzungen beschließen. Durch einen solchen Beschluss dürfen einem Wohnungs-
eigentümer, der nach den vorstehenden Absätzen Kosten nicht zu tragen hat, keine 
Kosten auferlegt werden.  

 
BGH v. 9.2.2024 – V ZR 244/22: Die Wohnungseigentümer können nach dem 
seit dem 1.12.2020 geltenden Wohnungseigentumsrecht eine bauliche Verän-
derung grundsätzlich auch dann beschließen, wenn die Beschlussfassung die 
Zuweisung einer ausschließlichen Nutzungsbefugnis an dem dafür vorgesehe-
nen Gemeinschaftseigentum zur Folge hat; einer Vereinbarung der Wohnungs-
eigentümer bedarf es hierfür nicht mehr (Abgrenzung zu Senat v. 13.1.2017 - V 
ZR 96/16 Rn. 30 ff.).

BGH v. 19.7.2024 – V ZR 226/23: Die Wohnungseigentümer können seit dem 
1.12.2020 eine bauliche Veränderung auch dann beschließen, wenn die Nut-
zungsbefugnis an dem dafür vorgesehenen Gemeinschaftseigentum dauerhaft 
nur dem bauwilligen Wohnungseigentümer zustehen soll (Fortführung Senat v. 
9.2.2024 - V ZR 244/22 Rn. 14).

BGH v. 19.7.2024 – V ZR 226/23: Den Wohnungseigentümern fehlt die Kom-
petenz, durch Beschluss Kompensationszahlungen festzulegen, die die Woh-
nungseigentümer, denen eine bauliche Veränderung gestattet wird, an die übri-
gen Wohnungseigentümer leisten sollen.

§ 22 Wiederaufbau
Ist das Gebäude zu mehr als der Hälfte seines Wertes zerstört und ist der Schaden 
nicht durch eine Versicherung oder in anderer Weise gedeckt, so kann der Wiederauf-
bau nicht beschlossen oder verlangt werden.

§ 23 Wohnungseigentümerversammlung
(1) Angelegenheiten, über die nach diesem Gesetz oder nach einer Vereinbarung der 
Wohnungseigentümer die Wohnungseigentümer durch Beschluss entscheiden kön-
nen, werden durch Beschlussfassung in einer Versammlung der Wohnungseigentü-
mer geordnet. Die Wohnungseigentümer können beschließen, dass Wohnungseigen-
tümer an der Versammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort teilnehmen und 
sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer 
Kommunikation ausüben können. 

(1a) Die Wohnungseigentümer können mit mindestens drei Vierteln der abgegebenen 
Stimmen beschließen, dass die Versammlung innerhalb eines Zeitraums von längs-
tens drei Jahren ab Beschlussfassung ohne physische Präsenz der Wohnungseigen-
tümer und des Verwalters an einem Versammlungsort stattfindet oder stattfinden 
kann (virtuelle Wohnungseigentümerversammlung). Die virtuelle Wohnungseigen-
tümerversammlung muss hinsichtlich der Teilnahme und Rechteausübung mit einer 
Präsenzversammlung vergleichbar sein.

(2) Zur Gültigkeit eines Beschlusses ist erforderlich, dass der Gegenstand bei der Ein-
berufung bezeichnet ist.

(3) Auch ohne Versammlung ist ein Beschluss gültig, wenn alle Wohnungseigentümer 
ihre Zustimmung zu diesem Beschluss in Textform erklären. Die Wohnungseigentü-
mer können beschließen, dass für einen einzelnen Gegenstand die Mehrheit der ab-
gegebenen Stimmen genügt. 

(4) Ein Beschluss, der gegen eine Rechtsvorschrift verstößt, auf deren Einhaltung 
rechtswirksam nicht verzichtet werden kann, ist nichtig. Im Übrigen ist ein Beschluss 
gültig, solange er nicht durch rechtskräftiges Urteil für ungültig erklärt ist.
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BGH v. 8.3.2024 – V ZR 80/23: Während der Corona-Pandemie gefasste Be-
schlüsse einer Gemeinschaft der Wohnungseigentümer sind nicht deshalb nich-
tig, weil die Wohnungseigentümer an der Eigentümerversammlung nur durch 
Erteilung einer Vollmacht an den Verwalter teilnehmen konnten.

§ 24 Einberufung, Vorsitz, Niederschrift
(1) Die Versammlung der Wohnungseigentümer wird von dem Verwalter mindestens 
einmal im Jahre einberufen.

(2) Die Versammlung der Wohnungseigentümer muss von dem Verwalter in den 
durch Vereinbarung der Wohnungseigentümer bestimmten Fällen, im übrigen dann 
einberufen werden, wenn dies in Textform unter Angabe des Zweckes und der Gründe 
von mehr als einem Viertel der Wohnungseigentümer verlangt wird.

(3) Fehlt ein Verwalter oder weigert er sich pflichtwidrig, die Versammlung der Woh-
nungseigentümer einzuberufen, so kann die Versammlung auch durch den Vorsitzen-
den des Verwaltungsbeirats, dessen Vertreter oder einen durch Beschluss ermächtig-
ten Wohnungseigentümer einberufen werden.

(4) Die Einberufung erfolgt in Textform. Die Frist der Einberufung soll, sofern nicht ein 
Fall besonderer Dringlichkeit vorliegt, mindestens drei Wochen betragen.

(5) Den Vorsitz in der Wohnungseigentümerversammlung führt, sofern diese nichts 
anderes beschließt, der Verwalter.

(6) Über die in der Versammlung gefassten Beschlüsse ist unverzüglich eine Nieder-
schrift aufzunehmen. Die Niederschrift ist von dem Vorsitzenden und einem Woh-
nungseigentümer und, falls ein Verwaltungsbeirat bestellt ist, auch von dessen Vor-
sitzenden oder seinem Vertreter zu unterschreiben. 

(7) Es ist eine Beschluss-Sammlung zu führen. Die Beschluss-Sammlung enthält nur 
den Wortlaut
1.   der in der Versammlung der Wohnungseigentümer verkündeten Beschlüsse mit 

Angabe von Ort und Datum der Versammlung,
2.   der schriftlichen Beschlüsse mit Angabe von Ort und Datum der Verkündung und
3.   der Urteilsformeln der gerichtlichen Entscheidungen in einem Rechtsstreit gemäß 

§ 43 mit Angabe ihres Datums, des Gerichts und der Parteien,
soweit diese Beschlüsse und gerichtlichen Entscheidungen nach dem 1. Juli 2007 er-
gangen sind. Die Beschlüsse und gerichtlichen Entscheidungen sind fortlaufend ein-
zutragen und zu nummerieren. Sind sie angefochten oder aufgehoben worden, so ist 
dies anzumerken. Im Falle einer Aufhebung kann von einer Anmerkung abgesehen 
und die Eintragung gelöscht werden. Eine Eintragung kann auch gelöscht werden, 
wenn sie aus einem anderen Grund für die Wohnungseigentümer keine Bedeutung 
mehr hat. Die Eintragungen, Vermerke und Löschungen gemäß den Sätzen 3 bis 6 
sind unverzüglich zu erledigen und mit Datum zu versehen. Einem Wohnungseigen-
tümer oder einem Dritten, den ein Wohnungseigentümer ermächtigt hat, ist auf sein 
Verlangen Einsicht in die Beschluss-Sammlung zu geben.

(8) Die Beschluss-Sammlung ist von dem Verwalter zu führen. Fehlt ein Verwalter, 
so ist der Vorsitzende der Wohnungseigentümerversammlung verpflichtet, die Be-
schluss-Sammlung zu führen, sofern die Wohnungseigentümer durch Stimmenmehr-
heit keinen anderen für diese Aufgabe bestellt haben

§ 25 Beschlussfassung
(1) Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen Stimmen.

(2) Jeder Wohnungseigentümer hat eine Stimme. Steht ein Wohnungseigentum meh-
reren gemeinschaftlich zu, so können sie das Stimmrecht nur einheitlich ausüben.

(3) Vollmachten bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Textform.

(4) Ein Wohnungseigentümer ist nicht stimmberechtigt, wenn die Beschlussfassung 
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die Vornahme eines auf die Verwaltung des gemeinschaftlichen Eigentums bezüg-
lichen Rechtsgeschäfts mit ihm oder die Einleitung oder Erledigung eines Rechts-
streits gegen ihn betrifft oder wenn er nach § 17 rechtskräftig verurteilt ist.

§ 26 Bestellung und Abberufung des Verwalters
(1) Über die Bestellung und Abberufung des Verwalters beschließen die Wohnungs-
eigentümer. 

(2) Die Bestellung kann auf höchstens fünf Jahre vorgenommen werden, im Fall der 
ersten Bestellung nach der Begründung von Wohnungseigentum aber auf höchstens 
drei Jahre. Die wiederholte Bestellung ist zulässig; sie bedarf eines erneuten Be-
schlusses der Wohnungseigentümer, der frühestens ein Jahr vor Ablauf der Bestel-
lungszeit gefasst werden kann. 

(3) Der Verwalter kann jederzeit abberufen werden. Ein Vertrag mit dem Verwalter 
endet spätestens sechs Monate nach dessen Abberufung.

(4) Soweit die Verwaltereigenschaft durch eine öffentlich beglaubigte Urkunde nach-
gewiesen werden muss, genügt die Vorlage einer Niederschrift über den Bestellungs-
beschluss, bei der die Unterschriften in § 24 Absatz 6 bezeichneten Personen öffent-
lich beglaubigt sind. 

(5) Abweichungen von den Absätzen 1 bis 3 sind nicht zulässig. 

BGH v. 5.7.2024 – V ZR 34/24: Nach Inkrafttreten des Wohnungseigentums-
modernisierungsgesetzes zum 1.12.2020 bestehen Ansprüche des einzelnen 
Wohnungseigentümers wegen der Verletzung von Pflichten des Verwalters aus 
dem zwischen diesem und der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer ge-
schlossenen Vertrag nur gegenüber der Gemeinschaft. Der zwischen der Ge-
meinschaft der Wohnungseigentümer und dem Verwalter geschlossene Vertrag 
entfaltet keine drittschützende Wirkung zugunsten des einzelnen Wohnungs-
eigentümers.

BGH v. 26.1.2024 – V ZR 162/22: Hat eine Gemeinschaft der Wohnungseigen-
tümer mit einem Werkunternehmer einen Vertrag zur Erhaltung des gemein-
schaftlichen Eigentums geschlossen, gehört es zu den Pflichten des Verwalters, 
Erhaltungsmaßnahmen am Gemeinschaftseigentum wie ein Bauherr zu über-
wachen. Bei der Bewirkung von Zahlungen ist er verpflichtet, wie ein Bauherr 
im Interesse der Wohnungseigentümer sorgfältig zu prüfen, ob bestimmte Leis-
tungen erbracht und Abschlags- oder Schlusszahlungen gerechtfertigt sind (im 
Anschluss an Senat v. 19.7.2019 - V ZR 75/18 Rn. 16).

§ 26a Zertifizierter Verwalter 
(1) Als zertifizierter Verwalter darf sich bezeichnen, wer von einer Industrie- und Han-
delskammer durch eine Prüfung nachgewiesen hat, dass er über die für die Tätigkeit 
als Verwalter notwendigen rechtlichen, kaufmännischen und technischen Kenntnisse 
verfügt. 

(2) Das Bundesministerium der Justiz wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung nä-
here Bestimmungen über die Prüfung zum zertifizierten Verwalter zu erlassen.  In der 
Rechtsverordnung nach Satz 1 können insbesondere festgelegt werden:
1.   nähere Bestimmungen zu Inhalt und Verfahren der Prüfung;
2.   Bestimmungen über das zu erteilende Zertifikat;
3.   Voraussetzungen, unter denen sich juristische Personen und Personengesell-

schaften als zertifizierte Verwalter bezeichnen dürfen;
4.   Bestimmungen, wonach Personen aufgrund anderweitiger Qualifikationen von 

der Prüfung befreit sind, insbesondere weil sie die Befähigung zum Richteramt, 
einen Hochschulabschluss mit immobilienwirtschaftlichem Schwerpunkt, eine ab-
geschlossene Berufsausbildung zum Immobilienkaufmann oder zur Immobilien-
kauffrau oder einen vergleichbaren Berufsabschluss besitzen.
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§ 27 Aufgaben und Befugnisse des Verwalters
(1) Der Verwalter ist gegenüber der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer berech-
tigt und verpflichtet, die Maßnahmen ordnungsmäßiger Verwaltung zu treffen, die 
1.   untergeordnete Bedeutung haben und nicht zu erheblichen Verpflichtungen füh-

ren oder
2.   zur Wahrung einer Frist oder zur Abwendung eines Nachteils erforderlich sind.

(2) Die Wohnungseigentümer können die Rechte und Pflichten nach Absatz 1 durch 
Beschluss einschränken oder erweitern.

§ 28 Wirtschaftsplan, Jahresabrechnung, Vermögensbericht
(1) Die Wohnungseigentümer beschließen über die Vorschüsse zur Kostentragung und 
zu den nach § 19 Absatz 2 Nummer 4 oder durch Beschluss vorgesehenen Rücklagen. 
Zu diesem Zweck hat der Verwalter jeweils für ein Kalenderjahr einen Wirtschaftsplan 
aufzustellen, der darüber hinaus die voraussichtlichen Einnahmen und Ausgaben ent-
hält.

(2) Nach Ablauf des Kalenderjahres beschließen die Wohnungseigentümer über die 
Einforderung von Nachschüssen oder die Anpassung der beschlossenen Vorschüs-
se. Zu diesem Zweck hat der Verwalter eine Abrechnung über den Wirtschaftsplan 
(Jahresabrechnung) aufzustellen, die darüber hinaus die Einnahmen und Ausgaben 
enthält.

(3) Die Wohnungseigentümer können beschließen, wann Forderungen fällig werden 
und wie sie zu erfüllen sind. 

(4) Der Verwalter hat nach Ablauf eines Kalenderjahres einen Vermögensbericht zu 
erstellen, der den Stand der in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Rücklagen und eine Auf-
stellung des wesentlichen Gemeinschaftsvermögens enthält. Der Vermögensbericht 
ist jedem Wohnungseigentümer zur Verfügung zu stellen.

BGH v. 25.10.2023 - V ZB 9/23: Ein nach dem 30.11.2020 gefasster Beschluss, 
durch den „der Wirtschaftsplan genehmigt wird“, ist nächstliegend dahinge-
hend auszulegen, dass die Wohnungseigentümer damit lediglich die Höhe der 
in den Einzelwirtschaftsplänen ausgewiesenen Beträge (Vorschüsse) festlegen 
wollen.

BGH v. 19.7.2024 – V ZR 139/23 Rn. 36: Eine Sonderumlage ist eine Ergän-
zung des Wirtschaftsplans für das laufende Wirtschaftsjahr, die der Deckung 
besonderer oder unvorhergesehener Ausgaben dient (vgl. Senat v. 4.4.2014 - V 
ZR 168/13 Rn. 19). Sonderumlagen für besondere Ausgaben - hier die bereits 
angefallenen Prozesskosten - können auch neben dem Wirtschaftsplan für das 
Kalenderjahr beschlossen und müssen nicht in diesen integriert werden.

BGH v. 23.2.2024 – V ZR 132/23: Grundsätzlich muss in einem Beschluss 
über die Erhebung einer Sonderumlage die auf den einzelnen Eigentümer ent-
fallende Summe betragsmäßig bestimmt sein. Es reicht aber aus, wenn der 
geschuldete Einzelbetrag objektiv eindeutig bestimmbar ist und von den Woh-
nungseigentümern selbst ohne Weiteres errechnet werden kann.

BGH v. 20.9.2024 – V ZR 235/23: Die Wohnungseigentümer können nach 
dem seit dem 1.12.2020 geltenden Wohnungseigentumsrecht auch nach Ab-
lauf des Wirtschaftsjahrs einen Zweitbeschluss über die Vorschüsse aufgrund 
des Wirtschaftsplans fassen; die hierfür erforderliche Beschlusskompetenz 
folgt aus § 28 Abs. 1 WEG. Ein zwischenzeitlicher Eigentumswechsel lässt die 
Kompetenz der Wohnungseigentümer für einen Zweitbeschluss über die Vor-
schüsse aufgrund des Wirtschaftsplans nicht entfallen (Abgrenzung zu Senat 
v. 9.3.2012 - V ZR 147/11). Ein Zweitbeschluss über die Vorschüsse aufgrund des 
Wirtschaftsplans wird regelmäßig nur dann ordnungsmäßiger Verwaltung ent-
sprechen, wenn berechtigte Zweifel an der Wirksamkeit des Erstbeschlusses 
bestehen und schutzwürdige Belange einzelner Wohnungseigentümer hinrei-
chend berücksichtigt werden.
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BGH v. 19.7.2024 – V ZR 102/23 Rn. 5: Richtig ist, dass im Gegensatz zu der 
vorherigen Rechtslage nur Zahlungspflichten, die zum Ausgleich einer Unter- 
oder Überdeckung aus dem Wirtschaftsplan erforderlich sind, Gegenstand des 
Beschlusses nach § 28 Abs. 2 Satz 1 WEG sind (sog. Abrechnungsspitzen). Das 
zugrundeliegende Zahlenwerk, aus dem diese Zahlungspflichten abgeleitet 
werden, ist nicht mehr - wie zuvor nach § 28 Abs. 5 WEG aF - Gegenstand der 
Beschlussfassung, sondern dient nach § 28 Abs. 2 Satz 2 WEG lediglich ihrer 
Vorbereitung (vgl. BT-Drs. 19/18791 S. 77). 

BGH v. 19.7.2024 – V ZR 102/23: Ein nach dem 30.11.2020 gefasster Beschluss, 
durch den „die Gesamtabrechnung und die daraus resultierenden Einzelabrech-
nungen des Hausgeldes“ genehmigt werden, ist nächstliegend dahingehend 
auszulegen, dass die Wohnungseigentümer damit lediglich die Höhe der in den 
Einzelabrechnungen ausgewiesenen Nachschüsse oder die Anpassung der be-
schlossenen Vorschüsse festlegen wollen.

BGH 19.4.2024 – V ZR 167/23: Nach dem seit dem 1.12.2020 geltenden Woh-
nungseigentumsrecht richtet sich der Anspruch des einzelnen Wohnungseigen-
tümers auf Erstellung der Jahresabrechnung nicht mehr gegen den Verwalter, 
sondern gegen die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer (Abgrenzung zu 
Senat v. 1.6.2012 - V ZR 171/11 Rn. 14).

BGH v. 24.2.2023 – V ZR 152/22: Der Streitwert der Anfechtungsklage ge-
gen einen Beschluss nach § 28 Abs. 2 WEG bemisst sich grundsätzlich nach dem 
Nennbetrag der Jahresabrechnung.

BGH v. 16.6.2023 – V ZR 251/21: Wird ein der Jahresabrechnung zugrunde 
liegender Beschluss über eine von dem Gesetz oder einer Vereinbarung abwei-
chende Kostenverteilung rechtskräftig für ungültig erklärt, ist die Gemeinschaft 
der Wohnungseigentümer zu der Erstellung einer korrigierten Jahresabrech-
nung verpflichtet und kann jeder Wohnungseigentümer eine solche verlangen; 
über die Einforderung von Nachschüssen oder die Anpassung der beschlosse-
nen Vorschüsse haben die Wohnungseigentümer auf der Grundlage der korri-
gierten Abrechnung neu zu beschließen (Fortführung Senat v. 10.7.2020 - V ZR 
178/19).

BGH  v. 20.9.2024 – V ZR 195/23: Fehler der einem Beschluss nach § 28 
Abs. 2 Satz 1 WEG zugrunde liegenden Jahresabrechnung können nur dann zu 
einer gerichtlichen Ungültigerklärung führen, wenn der Fehler sich auf die Ab-
rechnungsspitze und damit auf die Zahlungspflicht des Wohnungseigentümers 
auswirkt.

§ 29 Verwaltungsbeirat
(1) Wohnungseigentümer können durch Beschluss zum Mitglied des Verwaltungsbei-
rats bestellt werden. Hat der Verwaltungsbeirat mehrere Mitglieder, ist ein Vorsit-
zender und ein Stellvertreter zu bestimmen. Der Verwaltungsbeirat wird von dem 
Vorsitzenden nach Bedarf einberufen.

(2) Der Verwaltungsbeirat unterstützt und überwacht den Verwalter bei der Durch-
führung seiner Aufgaben. Der Wirtschaftsplan und die Jahresabrechnung sollen, be-
vor die Beschlüsse nach § 28 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 gefasst werden, vom 
Verwaltungsbeirat geprüft und mit dessen Stellungnahme versehen werden.

(3) Sind Mitglieder des Verwaltungsbeirats unentgeltlich tätig, haben sie nur Vorsatz 
und grobe Fahrlässigkeit zu vertreten.

Abschnitt 5  
Wohnungserbbaurecht

§ 30 Wohnungserbbaurecht
(1) Steht ein Erbbaurecht mehreren gemeinschaftlich nach Bruchteilen zu, so kön-
nen die Anteile in der Weise beschränkt werden, dass jedem der Mitberechtigten das 
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Sondereigentum an einer bestimmten Wohnung oder an nicht zu Wohnzwecken die-
nenden bestimmten Räumen in einem auf Grund des Erbbaurechts errichteten oder 
zu errichtenden Gebäude eingeräumt wird (Wohnungserbbaurecht, Teilerbbaurecht).

(2) Ein Erbbauberechtigter kann das Erbbaurecht in entsprechender Anwendung des 
§ 8 teilen.

(3) Für jeden Anteil wird von Amts wegen ein besonderes Erbbaugrundbuchblatt an-
gelegt (Wohnungserbbaugrundbuch, Teilerbbaugrundbuch). Im Übrigen gelten für 
das Wohnungserbbaurecht (Teilerbbaurecht) die Vorschriften über das Wohnungs-
eigentum (Teileigentum) entsprechend.

Teil 2  
Dauerwohnrecht

§ 31 Begriffsbestimmungen
(1) Ein Grundstück kann in der Weise belastet werden, dass derjenige, zu dessen Guns-
ten die Belastung erfolgt, berechtigt ist, unter Ausschluss des Eigentümers eine be-
stimmte Wohnung in einem auf dem Grundstück errichteten oder zu errichtenden 
Gebäude zu bewohnen oder in anderer Weise zu nutzen (Dauerwohnrecht). Das Dau-
erwohnrecht kann auf einen außerhalb des Gebäudes liegenden Teil des Grundstücks 
erstreckt werden, sofern die Wohnung wirtschaftlich die Hauptsache bleibt.

(2) Ein Grundstück kann in der Weise belastet werden, dass derjenige, zu dessen 
Gunsten die Belastung erfolgt, berechtigt ist, unter Ausschluss des Eigentümers nicht 
zu Wohnzwecken dienende bestimmte Räume in einem auf dem Grundstück errichte-
ten oder zu errichtenden Gebäude zu nutzen (Dauernutzungsrecht).
(3) Für das Dauernutzungsrecht gelten die Vorschriften über das Dauerwohnrecht 
entsprechend.

§ 32 Voraussetzungen der Eintragung
(1) Das Dauerwohnrecht soll nur bestellt werden, wenn die Wohnung in sich abge-
schlossen ist.

(2) Zur näheren Bezeichnung des Gegenstandes und des Inhalts des Dauerwohn-
rechts kann auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen werden. Der Eintra-
gungsbewilligung sind als Anlagen beizufügen:
1.   eine von der Baubehörde mit Unterschrift und Siegel oder Stempel versehene 

Bauzeichnung, aus der die Aufteilung des Gebäudes sowie die Lage und Größe der 
dem Dauerwohnrecht unterliegenden Gebäude- und Grundstücksteile ersichtlich 
ist (Aufteilungsplan); alle zu demselben Dauerwohnrecht gehörenden Einzelräume 
sind mit der jeweils gleichen Nummer zu kennzeichnen;

2.   eine Bescheinigung der Baubehörde, dass die Voraussetzungen des Absatzes 1 
vorliegen.

Wenn in der Eintragungsbewilligung für die einzelnen Dauerwohnrechte Nummern 
angegeben werden, sollen sie mit denen des Aufteilungsplans übereinstimmen. 

(3) Das Grundbuchamt soll die Eintragung des Dauerwohnrechts ablehnen, wenn über 
die in § 33 Abs. 4 Nr. 1 bis 4 bezeichneten Angelegenheiten, über die Voraussetzungen 
des Heimfallanspruchs (§ 36 Abs. 1) und über die Entschädigung beim Heimfall (§ 36 
Abs. 4) keine Vereinbarungen getroffen sind.

§ 33 Inhalt des Dauerwohnrechts
(1) Das Dauerwohnrecht ist veräußerlich und vererblich. Es kann nicht unter einer 
Bedingung bestellt werden.

(2) Auf das Dauerwohnrecht sind, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, die Vor-
schriften des § 14 entsprechend anzuwenden.

(3) Der Berechtigte kann die zum gemeinschaftlichen Gebrauch bestimmten Teile, An-
lagen und Einrichtungen des Gebäudes und Grundstücks mitbenutzen, soweit nichts 
anderes vereinbart ist.



2019

(4) Als Inhalt des Dauerwohnrechts können Vereinbarungen getroffen werden über: 
1.  Art und Umfang der Nutzungen;
2.  Instandhaltung und Instandsetzung der dem Dauerwohnrecht unterliegenden Ge-

bäudeteile;
3.  die Pflicht des Berechtigten zur Tragung öffentlicher oder privatrechtlicher Lasten 

des Grundstücks;
4.  die Versicherung des Gebäudes und seinen Wiederaufbau im Falle der Zerstörung;
5.  das Recht des Eigentümers, bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen Sicher-

heitsleistung zu verlangen.
 
§ 34 Ansprüche des Eigentümers und der  
Dauerwohnberechtigten
(1) Auf die Ersatzansprüche des Eigentümers wegen Veränderungen oder Verschlech-
terungen sowie auf die Ansprüche der Dauerwohnberechtigten auf Ersatz von Ver-
wendungen oder auf Gestattung der Wegnahme einer Einrichtung sind die §§ 1049, 
1057 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend anzuwenden.

(2) Wird das Dauerwohnrecht beeinträchtigt, so sind auf die Ansprüche des Berech-
tigten die für die Ansprüche aus dem Eigentum geltenden Vorschriften entsprechend 
anzuwenden.

§ 35 Veräußerungsbeschränkung
Als Inhalt des Dauerwohnrechts kann vereinbart werden, daß der Berechtigte zur 
Veräußerung des Dauerwohnrechts der Zustimmung des Eigentümers oder eines 
Dritten bedarf. Die Vorschriften des § 12 gelten in diesem Fall entsprechend.

§ 36 Heimfallanspruch
(1) Als Inhalt des Dauerwohnrechts kann vereinbart werden, daß der Berechtigte ver-
pflichtet ist, das Dauerwohnrecht beim Eintritt bestimmter Voraussetzungen auf den 
Grundstückseigentümer oder einen von diesem zu bezeichnenden Dritten zu über-
tragen (Heimfallanspruch). Der Heimfallanspruch kann nicht von dem Eigentum an 
dem Grundstück getrennt werden.

(2) Bezieht sich das Dauerwohnrecht auf Räume, die dem Mieterschutz unterliegen, 
so kann der Eigentümer von dem Heimfallanspruch nur Gebrauch machen, wenn ein 
Grund vorliegt, aus dem ein Vermieter die Aufhebung des Mietverhältnisses verlan-
gen oder kündigen kann.

(3) Der Heimfallanspruch verjährt in sechs Monaten von dem Zeitpunkt an, in dem 
der Eigentümer von dem Eintritt der Voraussetzungen Kenntnis erlangt, ohne Rück-
sicht auf diese Kenntnis in zwei Jahren von dem Eintritt der Voraussetzungen an.

(4) Als Inhalt des Dauerwohnrechts kann vereinbart werden, dass der Eigentümer 
dem Berechtigten eine Entschädigung zu gewähren hat, wenn er von dem Heimfall-
anspruch Gebrauch macht. Als Inhalt des Dauerwohnrechts können Vereinbarungen 
über die Berechnung oder Höhe der Entschädigung oder die Art ihrer Zahlung ge-
troffen werden.
 
§ 37 Vermietung
(1) Hat der Dauerwohnberechtigte die dem Dauerwohnrecht unterliegenden Ge-
bäude- oder Grundstücksteile vermietet oder verpachtet, so erlischt das Miet- oder 
Pachtverhältnis, wenn das Dauerwohnrecht erlischt.

(2) Macht der Eigentümer von seinem Heimfallanspruch Gebrauch, so tritt er oder 
derjenige, auf den das Dauerwohnrecht zu übertragen ist, in das Miet- oder Pacht-
verhältnis ein; die Vorschriften der §§ 566 bis 566e des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
gelten entsprechend.
(3) Absatz 2 gilt entsprechend, wenn das Dauerwohnrecht veräußert wird. Wird das 
Dauerwohnrecht im Wege der Zwangsvollstreckung veräußert, so steht dem Erwer-
ber ein Kündigungsrecht in entsprechender Anwendung des § 57a des Gesetzes über 
die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung zu.

§ 38 Eintritt in das Rechtsverhältnis
(1) Wird das Dauerwohnrecht veräußert, so tritt der Erwerber an Stelle des Veräuße-
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rers in die sich während der Dauer seiner Berechtigung aus dem Rechtsverhältnis zu 
dem Eigentümer ergebenden Verpflichtungen ein.

(2) Wird das Grundstück veräußert, so tritt der Erwerber an Stelle des Veräußerers 
in die sich während der Dauer seines Eigentums aus dem Rechtsverhältnis zu dem 
Dauerwohnberechtigten ergebenden Rechte ein. Das gleiche gilt für den Erwerb auf 
Grund Zuschlages in der Zwangsversteigerung, wenn das Dauerwohnrecht durch den 
Zuschlag nicht erlischt.
 
§ 39 Zwangsversteigerung
(1) Als Inhalt des Dauerwohnrechts kann vereinbart werden, dass das Dauerwohn-
recht im Falle der Zwangsversteigerung des Grundstücks abweichend von § 44 des 
Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung auch dann be-
stehen bleiben soll, wenn der Gläubiger einer dem Dauerwohnrecht im Range vor-
gehenden oder gleichstehenden Hypothek, Grundschuld, Rentenschuld oder Reallast 
die Zwangsversteigerung in das Grundstück betreibt.

(2) Eine Vereinbarung gemäß Absatz 1 bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Zustimmung 
derjenigen, denen eine dem Dauerwohnrecht im Range vorgehende oder gleichste-
hende Hypothek, Grundschuld, Rentenschuld oder Reallast zusteht.

(3) Eine Vereinbarung gemäß Absatz 1 ist nur wirksam für den Fall, dass der Dauer-
wohnberechtigte im Zeitpunkt der Feststellung der Versteigerungsbedingungen seine 
fälligen Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem Eigentümer erfüllt hat; in Ergän-
zung einer Vereinbarung nach Absatz 1 kann vereinbart werden, dass das Fortbe-
stehen des Dauerwohnrechts vom Vorliegen weiterer Voraussetzungen abhängig ist.

§ 40 Haftung des Entgelts
(1) Hypotheken, Grundschulden, Rentenschulden und Reallasten, die dem Dauerwohn-
recht im Range vorgehen oder gleichstehen, sowie öffentliche Lasten, die in wieder-
kehrenden Leistungen bestehen, erstrecken sich auf den Anspruch auf das Entgelt 
für das Dauerwohnrecht in gleicher Weise wie auf eine Mietforderung, soweit nicht in 
Absatz 2 etwas Abweichendes bestimmt ist. Im Übrigen sind die für Mietforderungen 
geltenden Vorschriften nicht entsprechend anzuwenden.

(2) Als Inhalt des Dauerwohnrechts kann vereinbart werden, dass Verfügungen über 
den Anspruch auf das Entgelt, wenn es in wiederkehrenden Leistungen ausbedun-
gen ist, gegenüber dem Gläubiger einer dem Dauerwohnrecht im Range vorgehenden 
oder gleichstehenden Hypothek, Grundschuld, Rentenschuld oder Reallast wirksam 
sind. Für eine solche Vereinbarung gilt § 39 Abs. 2 entsprechend.

§ 41 Besondere Vorschriften für langfristige  
Dauerwohnrechte
(1) Für Dauerwohnrechte, die zeitlich unbegrenzt oder für einen Zeitraum von mehr 
als zehn Jahren eingeräumt sind, gelten die besonderen Vorschriften der Absätze 2 
und 3.

(2) Der Eigentümer ist, sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, dem Dauerwohnbe-
rechtigten gegenüber verpflichtet, eine dem Dauerwohnrecht im Range vorgehende 
oder gleichstehende Hypothek löschen zu lassen für den Fall, dass sie sich mit dem 
Eigentum in einer Person vereinigt, und die Eintragung einer entsprechenden Lö-
schungsvormerkung in das Grundbuch zu bewilligen.

(3) Der Eigentümer ist verpflichtet, dem Dauerwohnberechtigten eine angemessene 
Entschädigung zu gewähren, wenn er von dem Heimfallanspruch Gebrauch macht.
 
§ 42 Belastung eines Erbbaurechts
(1) Die Vorschriften der §§ 31 bis 41 gelten für die Belastung eines Erbbaurechts mit 
einem Dauerwohnrecht entsprechend.

(2) Beim Heimfall des Erbbaurechts bleibt das Dauerwohnrecht bestehen.
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Teil 3  
Verfahrensvorschriften

§ 43 Zuständigkeit
(1) Die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer hat ihren allgemeinen Gerichtsstand 
bei dem Gericht, in dessen Bezirk das Grundstück liegt. Bei diesem Gericht kann auch 
die Klage gegen Wohnungseigentümer im Fall des § 9a Absatz 4 Satz 1 erhoben wer-
den.

(2) Das Gericht, in dessen Bezirk das Grundstück liegt, ist ausschließlich zuständig für
1.   Streitigkeiten über die Rechte und Pflichten der Wohnungseigentümer unterein-

ander,
2.   Streitigkeiten über die Rechte und Pflichten zwischen der Gemeinschaft der Woh-

nungseigentümer und Wohnungseigentümern,
3.   Streitigkeiten über die Rechte und Pflichten des Verwalters einschließlich solcher 

über Ansprüche eines Wohnungseigentümers gegen den Verwalter sowie
4.  Beschlussklagen gemäß § 44.

§ 44 Beschlussklagen
(1) Das Gericht kann auf Klage eines Wohnungseigentümers einen Beschluss für un-
gültig erklären (Anfechtungsklage) oder seine Nichtigkeit feststellen (Nichtigkeitskla-
ge). Unterbleibt eine notwendige Beschlussfassung, kann das Gericht auf Klage eines 
Wohnungseigentümers den Beschluss fassen (Beschlussersetzungsklage).

(2) Die Klagen sind gegen die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer zu richten. 
Der Verwalter hat den Wohnungseigentümern die Erhebung einer Klage unverzüglich 
bekannt zu machen. Mehrere Prozesse sind zur gleichzeitigen Verhandlung und Ent-
scheidung zu verbinden.

(3) Das Urteil wirkt für und gegen alle Wohnungseigentümer, auch wenn sie nicht 
Partei sind.

(4) Die durch eine Nebenintervention verursachten Kosten gelten nur dann als not-
wendig zur zweckentsprechenden Rechtsverteidigung im Sinne des § 91 der Zivilpro-
zessordnung, wenn die Nebenintervention geboten war.

BGH v. 16.9.2022 - V ZR 69/21 Rn. 9: Prozessual wird der gerichtlichen Er-
messensausübung [im Falle der Beschlussersetzungsklage] dadurch Rechnung 
getragen, dass – anders als nach der allgemeinen Vorschrift des § 253 Abs. 2 Nr. 
2 ZPO – die Angabe des Rechtsschutzziels genügt.

BGH v. 23.6.2023 – V ZR 158/22: Wendet sich ein Wohnungseigentümer mit 
der Anfechtungsklage gegen die Ablehnung eines Beschlussantrags (sog. Nega-
tivbeschluss), hat er hiermit nur dann Erfolg, wenn lediglich die beantragte po-
sitive Beschlussfassung ordnungsmäßiger Verwaltung entsprochen hätte, also 
insoweit das Ermessen auf Null reduziert war (Abgrenzung zu Senat v. 16.9.2022 
- V ZR 69/21 Rn. 9).

BGH v. 8.7.2022 – V ZR 202/21: Wird eine Beschlussersetzungsklage entge-
gen § 44 Abs. 2 Satz 1 WEG nicht gegen die Gemeinschaft der Wohnungseigen-
tümer, sondern gegen die übrigen Wohnungseigentümer erhoben, muss ein ge-
willkürter Parteiwechsel auf Beklagtenseite vorgenommen werden; andernfalls 
ist die Klage als unzulässig abzuweisen.

BGH v. 13.1.2023 – V ZR 43/22: Werden in einer nach dem 30.11.2020 bei Ge-
richt eingegangenen Beschlussmängelklage entgegen § 44 Abs. 2 Satz 1 WEG 
die übrigen Wohnungseigentümer als Beklagte bezeichnet, kann die Klage nur 
dann als gegen die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer gerichtet zu ver-
stehen sein, wenn sich ein entsprechender Wille zweifelsfrei aus dem übrigen 
Inhalt der Klageschrift ergibt. Für eine solche Annahme genügt nicht bereits die 
Nennung des Verwalters im Anschluss an die Parteibezeichnung. Eine Beschluss-
anfechtungsklage, die nach dem 30.11.2020 eingeht und gegen die übrigen Woh-
nungseigentümer gerichtet ist, wahrt die Klagefrist gemäß § 45 Satz 1 WEG nicht.
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Die Vorbefassung der Eigentümerversammlung ist Zulässigkeitsvoraussetzung 
der Beschlussersetzungsklage nach § 44 Abs. 1 Satz 2 WEG, wenn dieses Er-
fordernis nicht ausnahmsweise nur bloße Förmelei ist (BGH v. 16.9.2022 - V ZR 
69/21 Rn. 6).

§ 45 Fristen der Anfechtungsklage
Die Anfechtungsklage muss innerhalb eines Monats nach der Beschlussfassung er-
hoben und innerhalb zweier Monate nach der Beschlussfassung begründet werden. 
Die §§ 233 bis 238 der Zivilprozessordnung gelten entsprechend.

Teil 4 
Ergänzende Bestimmungen 

§ 46 Veräußerung ohne erforderliche Zustimmung 
Fehlt eine nach § 12 erforderliche Zustimmung, so sind die Veräußerung und das zu-
grundeliegende Verpflichtungsgeschäft unbeschadet der sonstigen Voraussetzungen 
wirksam, wenn die Eintragung der Veräußerung oder einer Auflassungsvormerkung 
in das Grundbuch vor dem 15. Januar 1994 erfolgt ist und es sich um die erstmalige 
Veräußerung dieses Wohnungseigentums nach seiner Begründung handelt, es sei 
denn, dass eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung entgegensteht. Das Fehlen 
der Zustimmung steht in diesen Fällen dem Eintritt der Rechtsfolgen des § 878 Bür-
gerlichen Gesetzbuchs nicht entgegen. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend in den 
Fällen der §§ 30 und 35 des Wohnungseigentumsgesetzes.

§ 47 Auslegung von Altvereinbarungen
Vereinbarungen, die vor dem 1. Dezember 2020 getroffen wurden und die von sol-
chen Vorschriften dieses Gesetzes abweichen, die durch das Wohnungseigentumsmo-
dernisierungsgesetz vom 16. Oktober 2020 (BGBl. I S. 2187) geändert wurden, stehen 
der Anwendung dieser Vorschriften in der vom 1. Dezember 2020an der geltenden 
Fassung nicht entgegen, soweit sich aus der Vereinbarung nicht ein anderer Wille er-
gibt. Ein solcher Wille ist in der Regel nicht anzunehmen.

§ 48 Übergangsvorschriften
(1) § 5 Absatz 4, § 7 Absatz 2 und § 10 Absatz 3 in der vom 1. Dezember 2020 
an geltenden Fassung gelten auch für solche Beschlüsse, die vor diesem Zeit-
punkt gefasst oder durch gerichtliche Entscheidung ersetzt wurden. Abwei-
chend davon bestimmt sich die Wirksamkeit eines Beschlusses im Sinne des 
Satzes 1 gegen den Sondernachfolger eines Wohnungseigentümers nach § 10 Ab-
satz 4 in der bis zum 1. Dezember 2020 geltenden Fassung, wenn die Sonder-
nachfolge bis zum 31. Dezember 2025 eintritt. Jeder Wohnungseigentümer kann 
bis zum 31. Dezember 2025 verlangen, dass ein Beschluss im Sinne des Satzes 1  
erneut gefasst wird; § 204 Absatz 1 Nummer 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gilt ent-
sprechend.

(2) § 5 Absatz 4 Satz 3 gilt in der bis zum 1. Dezember 2020 geltenden Fassung weiter 
für Vereinbarungen und Beschlüsse, die vor diesem Zeitpunkt getroffen oder gefasst 
wurden, und zu denen bis zum 1. Dezember 2020 alle Zustimmungen erteilt wurden, 
die nach den bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Vorschriften erforderlich waren.

(3) § 7 Absatz 3 Satz 2 gilt auch für Vereinbarungen und Beschlüsse, die vor dem 1. De-
zember 2020 getroffen oder gefasst wurden. Ist eine Vereinbarung oder ein Beschluss 
im Sinne des Satzes 1 entgegen der Vorgabe des § 7 Absatz 3 Satz 2 nicht ausdrücklich 
im Grundbuch eingetragen, erfolgt die ausdrückliche Eintragung in allen Wohnungs-
grundbüchern nur auf Antrag eines Wohnungseigentümers oder der Gemeinschaft der 
Wohnungseigentümer. Ist die Haftung von Sondernachfolgern für Geldschulden ent-
gegen der Vorgabe des § 7 Absatz 3 Satz 2 nicht ausdrücklich im Grundbuch eingetra-
gen, lässt dies die Wirkung gegen den Sondernachfolger eines Wohnungseigentümers 
unberührt, wenn die Sondernachfolge bis zum 31. Dezember 2025 eintritt.

(4) § 19 Absatz 2 Nummer 6 ist ab dem 1. Dezember 2023 anwendbar. Eine Person, die 
am 1. Dezember 2020 Verwalter einer Gemeinschaft der Wohnungseigentümer war, 

https://ll.lawlink.de/v2/redirect?p=
https://ll.lawlink.de/v2/redirect?p=
https://ll.lawlink.de/v2/redirect?p=
https://ll.lawlink.de/v2/redirect?p=
https://ll.lawlink.de/v2/redirect?p=
https://ll.lawlink.de/v2/redirect?p=
https://ll.lawlink.de/v2/redirect?p=
https://ll.lawlink.de/v2/redirect?p=
https://ll.lawlink.de/v2/redirect?p=


2423

gilt gegenüber den Wohnungseigentümern dieser Gemeinschaft der Wohnungseigen-
tümer bis zum 1. Dezember 2024 als zertifizierter Verwalter. 

(5) Für die bereits vor dem 1. Dezember 2020 bei Gericht anhängigen Verfahren sind 
die Vorschriften des dritten Teils dieses Gesetzes in ihrer bis dahin geltenden Fassung 
weiter anzuwenden.

(6) Fassen die Wohnungseigentümer vor dem 1. Januar 2028 einen Beschluss nach 
§ 23 Absatz 1a, ist bis einschließlich 2028 mindestens einmal im Jahr eine Präsenz-
versammlung durchzuführen, sofern die Wohnungseigentümer hierauf nicht durch 
einstimmigen Beschluss verzichten. Ein Verstoß gegen diese Pflicht führt nicht zur 
Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit der in einer virtuellen Wohnungseigentümerver-
sammlung gefassten Beschlüsse.

§ 49 Überleitung bestehender Rechtsverhältnisse
(1) Werden Rechtsverhältnisse, mit denen ein Rechtserfolg bezweckt wird, der den 
durch dieses Gesetz geschaffenen Rechtsformen entspricht, in solche Rechtsformen 
umgewandelt, so ist als Geschäftswert für die Berechnung der hierdurch veranlassten 
Gebühren der Gerichte und Notare im Falle des Wohnungseigentums ein Fünfund-
zwanzigstel des Einheitswertes des Grundstückes, im Falle des Dauerwohnrechtes ein 
Fünfundzwanzigstel des Wertes des Rechtes anzunehmen.

(2) Durch Landesgesetz können Vorschriften zur Überleitung bestehender, auf Lan-
desrecht beruhender Rechtsverhältnisse in die durch dieses Gesetz geschaffenen 
Rechtsformen getroffen werden.
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